
Observatorium - 100 Tage in der Europàischen Union

Bericht der Nichtregierungs-Organisationen aus den Bereichen
Landwirtschaft, Ôkologie und Verbraucherschutz

Seit 100 Tagen ist Polen Mitglied der Europàischen Union! Àhnlich den anderen neuen Mitgliedsstaaten, setzt
Polen die neuen Instrumente der ersten Saule der Gemeinsamen Agrarpolitik ein: Flàchenzahlungen, die von

der Produktionsmenge unabhàngig sind. Von den Finanzmitteln der zweiten Saule solí ein Teil als Zuschüsse

in bestimmte Produktionsbereiche flieiîen, was eine Reduzierung der notwendigen Mittel für die Entwicklung
der làndlichen Gebiete bedeutet. Welchen Einfluss wird dies auf die soziale und wirtschaftliche Lage der

Landwirte haben, inwieweit werden die Lebensmittelqualitàt, der Tierschutz, die Landschaft und die Natur

davon beeinflulît werden?

Im Dezember 2002 haben neunzehn Nichtregierungs-
Organisationen aus den Bereichen Landwirtschaft, Ôkologie und

Verbraucherschutz unter dem Titel „Die Zukunft der Gemeinsamen

Agrarpolitik" eine gemeinsame Stellungnahme formuliert, in der die

Meinung über die Gemeinsame Agrarpolitik der Europàischen
Union und ihren potentiellen Einfluss auf làndliche Gebiete in

Polen ausgedrückt würde. Nach Meinung der unterzeichnenden

Organisationen, sollte die Zukunft der polnischen làndlichen

Gebiete eng verknüpft sein mit:
• Nachhaltiger Entwicklung, gestützt auf die Zusammenarbeit

zwischen Landwirten und Verbrauchern, Arbeitsmôglichkeiten
mit gerechter Entlohnung für die Schaffung von Qualitàts-

produkten und Dienstleistungen, die umwelt- und

verbrauchergerecht sind;
• „grünen” Arbeitsplàtzen, die durch die Diversifizierung in der

Landwirtschaft geschaffen werden, mit Hilfe der Agrarumwelt-
programme, der ôkologischen Landwirtschaft und Agrotouristik;

• Unterstützung der Familienbetriebe einer bàuerlichen

Landwirtschaft;
• Integration der Politik im Bezug auf làndliche Gebiete und die

Landwirtschaft.

Die Finanzhilfe der Europàischen Union muss dem Ziel dienen,

nachhaltige Verfahren und und Tendenzen in làndlichen Gebieten

zu fordern.

Die Frage, ob die Integration der polnischen Landwirtschaft in

die Europàische Union erfolgreich war, kann nach der erst 100

Tage wàhrenden EU-Mitgliedschaft Polens noch nicht zufrieden-

stellend beantwortet werden. Diese Beurteilung wird erst môglich
sein, wenn zuverlàssige Parameter eine Einschàtzung der

Verànderungen erlauben und ein Langzeitmonitoring etabliert

worden ist. Organisationen aus den Bereichen Landwirtschaft,

Ôkologie und Verbraucherschutz wagten dennoch eine vorlàufige
Einschàtzung der Lage, um damit die Aktivitàt einer demokratischen

Gesellschaft auszudrücken, die ihre Aufgabe nicht nur in der

Einhaltung und Umsetzung gesetzlicher, wirtschaftlicher und

politischer Prozesse im Zuge der europàischen Integration sieht,

sondern darüber hinausgehendes Engagement für soziale und

Umweltschutzziele für wichtig erachtet.

Die ôkologischen Nichtregierungsorganisationen haben Polens

Prozess der Vorbereitung auf die EU-Mitgliedschaft seit 1999
beobachtet.

Nach Einschàtzung der Nichtregierungs-Organisationen wurde in

diesen fünf Jahren der Vorbereitung nicht genug getan, um der

Gesellschaft, der Umwelt und der Natur im heutigen EU-

Mitgliedstaat Polen den vollen Nutzen aus den Gemeinschafts-

vorteilen zu sichern. Die Einführung des Gemeinschaftsrechts ist

nicht zufriedenstellend: bis heute sind viele Rechtsakte der EU nur

in veralteten, nicht mehr gültigen Versionen in polnischer Sprache
verôffentlicht oder aber es werden Übersetzungen von aktuellen

Rechtsvorschriften publiziert, die zahlreiche Fehler enthalten

(u.a die Wasserrichtlinie und die Habitat-Richtlinie sowie die

Verordnung 2092/91 über den ôkologischen Landbau).
Auch das Verhàltnis zwischen der Regierung und Nichtregierungs-

Organisationen - also den aktiven Vertretern der Gesellschaft -

làsst viel zu Wünschen übrig. Die Strategie der NRO wird oft auf

die Probe gestellt: Opposition oder Zusammenarbeit mit der

Regierung? Der Prozess der ôffentlichen Konsultationen verlàuft

stichweise und unorganisiert. Nach Einschàtzung der Nichtregierungs-
Organisationen fehlt der Regierung das Wissen, welchem Zweck

diese Konsultationen dienen sollen. Die Nichtbefolgung der

Verwaltungsverfahren und des Umweltschutzgesetzes sind

alltàgliche traurige Phànomene. An europàischen Institutionen,
wie dem Europàischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den

Beratungskomitees der Europàischen Kommission, sollten sich

viele Polnische Regierungsinstitutionen ein Beispiel nehmen.
SchlieBlich ist das Partnerschaftsprinzip ist doch eines der

grundlegenden Prinzipien der Europàischen Union.

Was hat sich also rund um uns herum geàndert: in der Politik,
in Gesetzen, in der Lebensqualitàt oder am Erscheinungsbild der

làndlichen Gebiete? Im Folgenden sind hierzu Meinungen von

Nichtregierungs-Organisationen aus den Bereichen Landwirtschaft,
Ôkologie und Verbraucherschutz über die ersten 100 Tage Polens

in der Europàischen Union zusammengetragen.

www.iucn-ce.org.pl/agenda2007/de/
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Robert Nowak

Polnischer Rat der Landwirtschaftskammern

Die wirtschaftliche und soziale Lage der
làndlichen Gebiete

Die Beantwortung der Frage, was sich mit dem Eintritt in die

EU geàndert hat, ist sehr schwierig, weil nicht alie Elemente der

Gemeinsamen Agrarpolitik realisiert wurden.

In den ersten Tagen nach dem Beitritt sind die Preise für einige
Agrarprodukte stark gestiegen. Dies gilt besonders für lebende
Rinder, Schweine und Geflügel. Zurzeit stabilisieren sich die Preise

auf einem etwa 25 % hôheren Niveau als vor dem Eintritt Polens
in die EU. Wie es scheint, ist der Grund für die Preissteigerungen
das groBe Interesse von Firmen aus dem Westen an polnischen
Produkten, insbesondere aus dem westlichen und nôrdlichen

Poien. Es muss allerdings unterstrichen werden, dass nach wie vor

ein betràchtlicher Preisunterschied zwischen den Agrarprodukten
der EU-15 Partnerstaaten und Poiens besteht, natürlich zugunsten
der Ersten. Das làsst die Schlussfolgerung zu, dass zurzeit die

polnischen Preise nicht auf einem besonders hohen Niveau

liegen, sondern dass sie vorher deutlich zu niedrig waren.

Eine weitere Frage, auf die wir wàhrend der ersten 100 Tage
unserer EU-Mitgliedschaft gestoBen sind, betraf die Flàchen-

zahlungen. Etwa 1,65 Million Bauern stellten Antràge auf

Identifikationsnummern für Agrarbetriebe. Die eingereichten
Antràge auf Flàchenzahlungen entsprechen 95% der Referenz-

flâche des Landes. Leider werden diese Mittel erst im Dezember

2004 und im ersten Quartal 2005 ausbezahlt. Unangenehm für

polnische Bauern sind die im Vergleich zu Ihren Berufskollegen in

den alten EU-Staaten sehr niedrigen Direktzahlungen. Der Eintritt

Polens in die EU führte zu einem deutlichen Anstieg der

Produktionskosten, verursacht durch die nun geltenden 22%

Mehrwertsteuer für Landmaschinen und die gestiegenen Preise für

Treibstoffe, Düngemittel, Pflanzenschutzmittel und Saatgut.
Die Lage nach den ersten Monaten in der EU ist besonders auch

deswegen schwierig, weil viele nationale Unterstützungsleistungen
an die Landwirte wegfielen, wie z.B. „landwirtschaftlicher
Kraftstoff" Oder die Zahlungen für biologische Entwicklung, und die

Zahlungen aus den Instrumenten der Gemeinsamen Agrarpolitik
bekommen sie erst in ein paar Monaten. Leider führten ernsthafte

Verspàtungen in der Vorbereitung der Dokumente, die Fôrder-

modalitàten sowohl des Plans der làndlichen Entwicklung,
als auch im Sektor-Operationsplan festlegen, dazu, dass die

Bauern viele der Programme (wie z.B. das Agrarumwelt- oder
Aufforstungsprogramm) noch nicht nutzen kônnen.

Eine Chance zur Verbesserung der sozialen Lage in Polens

làndlichen Gebieten bóte das richtige Funktionieren der

Mechanismen, die Verànderungen der làndlichen Gebiete

beeinflussen. Die Mittel für die technische Infrastruktur der

làndlichen Gebiete: für Wasserversorgung, Abwasserreinigungs-
système, Wege und vor allem für weit verstandenes Bildungswesen
sind immer noch zu klein und schwer zu bekommen, obwohl

gerade diese Mittel doch einen vorteilhaften Einfluss auf die

Minderung der Arbeitslosigkeit, die sozialen Bedingungen und

Bildungsmôglichkeiten hàtten.

Eine nicht unbedeutende Rolle scheinen auch die Struktur-

renten zu spieien, die den Menschen, die die Arbeit in der

Landwirtschaft aufgeben, soziale Sicherheit geben und

günstige Strukturverànderung der landwirtschaftlichen

Nutzflàchen bewirken sollen. Bis 2006 kônnen etwa 70 Tausend
Bauern diese Strukturrenten nutzen.

Zur Zeit sollen die làndlichen Gebiete die Arbeitslosigkeit
eindàmmen und eine Rolle des „Umweltwàchters“ spieien -

es sei aber nachdrücklich betont, dass diese Funktionen nicht
vom Landwirt allein erfüllt werden kônnen. Die Kosten dieser

Leistungen müssen wir aile tragen!

Zusammenfassend sei gesagt, dass in den ersten 100 Tagen
viele der Fragen, die wir uns vor dem EU-Beitritt gestellt haben,
weiterhin unbeantwortet blieben. Einige der Antworten werden wir

bald kennen, andere erst nach einigen Jahren. Wichtig ist, dass
das Unterstützungsniveau der Gemeinsamen Agrarpolitik für aile

Mitgliedsstaaten der EU so schnell wie môglich angeglichen wird
und dass ailes getan wird, damit die Union nicht in eine EU erster

und eine EU zweiter Klasse geteilt wird.

Bozenna Wôjcik
Institut für Nachhaltige Entwicklung

Die Einführung des Plans für làndliche
Entwicklung für die Jahre 2004-2006

100 Tage nach dem Beitritt Polens zur Europàischen Union
ist der Plan für làndliche Entwicklung noch immer nicht durch
die Europàische Kommission bewilligt. Seine Einführung ist durch

groBe Verzôgerungen gekennzeichnet - bis jetzt wurden Antràge
erst für zwei (von sieben) Instrumenten des Plans gesammelt.

Seit dem 1. Mai 2004, dem Tag des Beitritts Polens zur

Europàischen Union, bis heute, 100 Tage spàter, wurde der für

unseren Staat ausgearbeitete Plan für làndliche Entwicklung, der
den Rahmen für Unterstützungszahlungen für die Jahre

2004-2006 festlegen soil, noch nicht bewilligt.
Der sich seit einigen Jahren im Ministerium für Landwirtschaft

und làndliche Entwicklung im Prozess der Vorbereitung befindende
Entwurf des Plans für làndliche Entwicklung existiert seit August
2003 in etwa in der letztendlich verabschiedeten Form. Gleichwohl

entstanden und kursierten seitdem eine Vielzahl leicht verànderter

Versionen, von denen die letzte, die verôffentlicht wurde, auf Juli
2004 datiert ist. Dem mehrstufigen Prozess der offiziellen Billigung
des Dokuments sind Vorbereitungen vorausgegangen, u.a.

zahlreiche Vereinbarungen mit der Europàischen Kommission und

vielen nationalen Institutionen und Organisationen. Im Zuge dessen

wurde u.a. die ex-ante Bewertung vorbereitet, die eine

Einschàtzung der wirtschaftlichen, ôkologischen und sozialen

Konsequenzen des vorgeschlagenen Dokument analysieren, sowie
eine Bewertung der vielen zur Realisierung notwendigen Rechtsakte

leisten sollte. Der Prozess der sogenannten ôffentlichen

Konsultationen des Dokuments war sehr unbefriedigend - er blieb

auf eine geringe Personenzahl begrenzt und verlief unorganisiert
und stockend. Die Gesellschaft wurde nicht genügend über diese

Konsultationen informiert, die bezeichnenderweise in der Ferienzeit

organisiert wurden- sie hatten also den Charakter einer sehr

einseitigen Partnerschaft, die Gesellschaft wurde nicht gleich-
berechtigt behandelt. Der Verlauf der Ereignisse zeigte deutlich,
dass der Regierung das Wissen um den Zweck, dem diese

Konsultationen dienen und wie sie organisiert werden sollen, fehlte.

www.iucn-ce.org.pl/agenda2007/de/



Der Ministerrat hat den Pian für landliche Entwicklung am

2. Márz 2004 angenommen und ihn dann offiziell der Europáischen
Kommission vorgelegt. Ein Teil der Gelder dieses Plans wurde für

andere Ziele ais die Entwicklung der landlichen Gebiete bestimmt:

zum Einen für die im Rahmen der Beitrittsverhandiungen
vereinbarte Ergánzung der Direktzahlungen, zum Anderen

für die Kostendeckende Realisierung der bewilligten Antrage
des SAPARD-Programm, für die finanzielle Mitteln fehlten (laut

neuester Entscheidung der polnischen Regierung).
Am 20. Juli 2004 hat der Ausschuss für Agrarstrukturen und

die Entwicklung des landlichen Raums (STAR-Ausschuss) den

Entwicklungsplan für landliche Gebiete positiv begutachtet. Die

offizielle Billigung des Dokuments von der Europáischen
Kommission wurde in einigen Wochen erwartet, jedoch war bis

zum 8. August, also nach 100 Tagen der EU-Mitgliedschaft
Polens, noch keine Entscheidung darüber gefallen.

Die Einführung der einzelnen Finanzierungsinstrumente dieses

Plans erfordern die Schaffung von Rechtsgrundlagen. Das Gesetz,
das die Grundlage für die Einführung des Programms für landliche

Entwicklung bildet (über die Unterstützung der Entwicklung der

landlichen Gebiete aus den Mitteln des Europáischen Ausgleichs-
und Garantiefonds für die Landwirtschaft) wurde vom polnischen
Parlament (Sejm) am 28. November 2003 angenommen. Jedoch

wurden nur für drei (der sieben) Instrumente des Plans die

notwendigen Rechtsgrundlagen geschaffen. Und nur für zwei von

ihnen wurden Antragsformulare und Anweisungsunterlagen
vorbereitet und den zukünftigen Benefizienten zugánglich gemacht,
sowie die Sammlung der Antrage gestartet: Diese beiden Instrumente

waren die „Unterstützung der Landwirtschaft in benachteiligten
Gebieten" - LFA (im Zuge der Sammlung der Antrage für

Direktzahlungen gleich nach dem EU-Beitritt) und die sogenannten
„Strukturrenten“. Rechtsgrundlagen wurden auch für das

Instrument der „Unterstützung von Agrarumweltprogrammen und

zur Verbesserung des Tierschutzes" geschaffen; diese Instrumente

wurden jedoch nach Ablauf der ersten 100 Tage nach dem EU-

Beitritt noch nicht gestartet worden. Andere Fórderinstrumente

sind noch nicht einmal weit genug vorbereitet, um eingesetzt
werden zu kónnen (zugánglich ist nur ein Entwurf der Verordnung
über Finanzhilfe für die Aufforstung landwirtschaftlicher Fláchen).

Für die voile Einführung des Plans der landlichen Entwicklung
ist es auBerdem notwendig, das institutionelle System auf die

Verwaltung der instrumente vorzubereiten und Werbung für die

Fôrdermôglichkeiten zu machen. Leider wurde bis jetzt keine

umfangreiche Informationsaktion über den Plan der landlichen

Entwicklung gestartet: die einzige Form, in der Informationen über

dieses Planungs- und Finanzierungsdokument veróffentlicht wurden,
war die Publikation seiner nachfolgenden Versionen im Internet.

Die landwirtschaftlichen Beratungsdienste haben zwar Schulungen
organisiert, in denen Bauern über die zukünftigen Instrumente des

Plans informiert wurden. Diese Informationsveranstaltungen waren

aber nicht zahlreich genug, um einen GroBteil der Bauern über die

aus dem Plan erwachsenden Móglichkeiten und Verpflichtungen
aufzukláren. Weiterhin waren Informationsunterlagen in einer für

die Bauern zugánglichen Form nicht in ausreichender Zahl gedruckt
worden. Die Agenturfür die Umstrukturierung und Modernisierung
der Landwirtschaft sieht in der Bereitstellung von Informationen

über den Plan für landliche Entwicklung keine Prioritátsaufgabe
und lásst die Bauern im Unklaren über die Antragsmodalitáten.
Auf den Internetseiten der Agentur gibt es keine Informationen

über das Entwicklungsprogramm für landliche Gebiete. Diese sind

aber besonders notwendig im Zusammenhang mit Handlungen, die
den Bauern fremd sind, und wo sie viele mit der Wirtschaftspraxis
verbundenen Anforderungen erfüllen müssen. Ausführliche, leicht

zugángliche Informationen und eine gute Beratung sind vor allem

für den Erfolg des Instruments der Agrarumweltprogramme und

MaBnahmen zur Verbesserung des Tierschutzes entscheidend, in
dessen Rahmen der Ókolandbau unterstützt wird. Die Zahl der

professionellen Landwirtschaftsberater ist hier für eine gute
Information der Bauern nicht ausreichend. Es besteht die Gefahr,
dass dadurch für die im Plan für landliche Entwicklung besonders

für den Umweltschutz erwünschten Instrumente ein Teil der

bereitgestelIten Mittel nicht abgerufen und damit verloren gehen
werden (zur Zeit machen diese ohnehin schon nur etwa 9% der

Mittel des Plans aus). Laut Erklárung des Sprechers der Agentur
für die Umstrukturierung und Modernisierung der Landwirtschaft

vom August 2004, sollen von eben diesen Mitteln, die für

Umweltprojekte bestimmt sind, Zuschüsse für die Strukturrenten

geleistet werden, sofern die für Strukturrenten bereitgestel Iten
Mittel sich ais nicht ausreichend erweisen sollten (was die Agentur
aufgrund des absehbaren groBen Intéresses erwartet).

Schlussfolgerungen
1. Die Verzógerung in der Vorbereitung des Plans für landliche

Entwicklung und der offiziellen Vorlegung des Dokuments bei

der Europáischen Kommission waren die Gründe dafür, dass es

nicht bewilligt wurde und dass die bereitgestel Iten Finanzmittel

nicht einsetzbar waren.

2. Die Nichtbewilligung des Dokuments, die stândigen Ánderungen
seines Inhaltes, sowie die fehlende breite Informationsaktion

erschweren den Interessierten die Orientierung in seinem Inhalt

und somit auch die gute Vorbereitung auf die Nutzung seiner

Instrumente.

Empfehlungen
1. Die für die Einführung des Plans notwendigen Rechtsgrundlagen

sollten so schnell wie móglich vorbereitet und angenommen werden.

2. Eine umfangreiche Informationsaktion über das

Entwicklungsprogramm für landliche Gebiete und alie seine

Instrumente muss gestartet werden. Dazu müssen verstándlich

aufbereitete Informationsblátter in ausreichender Zahl

vorbereitet werden. Benótigt werden auBerdem Schulungen
einer gróBeren Zahl landwirtschaftlicher Berater, die sich auf die

Instrumente des Programms für landliche Entwicklung

spezialisieren kónnen, wie im Bereich der

Agrarumweltprogramme.

Zbigniew Hatat

Verband für den Schütz der Verbrauchergesundheit

Der Gesundheitsschutz der
Lebensmittelverbraucher

Nach offiziellen Angaben aus dem Jahre 2002 über sanitáre

Anforderungen, die nicht vollstàndig im Einklang mit dem acquis
communautaire sind, ergeben sich ais ein Ergebnis des

Lobbyismus, auf Grund finanziellen Einschránkungen und

politischer Korruption der Inspektoren folgende MiBstande:

• 3 762 000 der Bewohner Polens (9,8% der Bevólkerung)
werden mit Wasser versorgt, das weder zum menschlichen

www.iucn-ce.org.pl/agenda2007/de



Konsum ais Lebensmittel, noch für Produktionszwecke tauglich
ist, ohne dass eine zusàtzliche Wasseraufbereitung unter

Anwendung effektiver Qualitàtsfilter durchgeführt wird;
• Von denjenigen Betrieben, die durch die staatliche

Aufsichtsbehôrde für sanitàre Angelegenheiten kontrolliert
worden waren, waren 49,4% der Geflügelverarbeitungsbetriebe,
40,0% der Schlachthofe, 29,0% der Mârkte, 28,6% der

Fleischverarbeitungsbetriebe, 26,6% der Hersteller von

Lebensmittelkonzentraten, 25,8% der Molkereien, 24% der

Getreide- und Mühlenindustriebetriebe sowie der Geflügel-
zerlegungsbetriebe in einem schlechten sanitàren Zustand.
In einigen Woiwodschaften wird die Verbrauchergesundheit

insbesondere durch die Versorgung mit Wasser, Milch und

Milchprodukten (ohne Butter und Eis) gefàhrdet. Die schlechte

Qualitàt dieser Lebensmittel führt teilweise zu einer deutlichen

Erhôhung des Konsumentenrisikos, das im gesamtstaatlichen
Durchschnitt ohnehin schon zu hoch ist.

Eine der krassesten Verfehlungen der Regierung ist die

Inkaufnahme einer Gefàhrdung der Konsumenten durch

Importprodukte, die nach Einnahme zu Leiden und Tod führen

kônnen. Dies gilt vor allem für Fleischprodukte, insbesondere
Rindfleisch, die verbrauchergefàhrdend aufgrund der tôdlichen

Prionkrankheit - einer neuen Variante der Creutzfeld-Jakob
Krankheit (vCJD)- wirken.

In den Landern der EU sterben jàhrlich etwa 10% der Zuchttiere,
wàhrend in Polen etwa 1,5% der Zuchttiere im Jahresablauf
sterben. Es wird geschàtzt, dass nur etwa 4% der Kadaver den

Weg in ordnungsgemàBe Tierkôrperbeseitigungsanlagen finden

(von insgesamt 160 Tausend Tonnen Kadavern werden nur etwa

20 Tausend Tonnen derzeit verwertet/beseitigt). Dies bedeutet,
dass der GroBteil der Tierleichen als „ôkologische Bomben"
auf Bauernhofsgelânden, in Wâldern, Graben, oder Teichen
zurückgelassen werden, was zu einer ernsthaften Gefàhrdung
für die Gesundheit der Menschen und Tiere führt.

Der Gesundheitsschutz der Lebensmittelverbraucher im Lichte

der Pressemeldungen nach dem 1. Mai 2004.

Unter Berufung auf die Polnische Veterinàrinspektion informierte

die Presse, dass nach dem 1. Mai 2004 193 Fleischbetriebe,
15 Molkereien und 34 Fischereibetriebe geschlossen wurden.

Die EU-Normen erfüllten nur 75% von 1672 Fleischbetrieben,
60% von 348 Molkereien und 70% von 215 Fischereibetrieben.
Die Europàische Kommission stimmte Sonderregelungen zu, die

721 Lebensmittelwerke vorübergehend (teilweise bis 2007) von
den in der EU obligatorischen Sanitàranforderungen unter der

Voraussetzung befreien, dass die so produzierten Waren nur

innerhalb Polens verkauft würden. Dies untergràbt die Fundamente

des einheitlichen und gemeinsamen Europàischen Marktes. Wenn

die in der Europàischen Union zugelassenen Lebensmittel-

komponenten und Produktionsprozesse den Lebensmittelwerken

einen groBen finanziellen Aufwand zur Erfüllung der Sanitàrbestim-

mungen abverlangen, dann sollte den polnischen Firmen in der

Anpassungszeit entsprechende wirtschaftliche Rahmenbedingungen
zugesichert werden, die eine unverzügliche Einhaltung der Normen

des Verbraucherschutzes ermôglichen. Dies ist nicht passiert,
daher muss festgestellt werden, dass die Europàische Kommission

die Verbraucher, die Lebensmitteiprodukte im Zollgebiet Polens
kaufen, diskriminiert und Gesundheitsgefàhrdungen aussetzt.

In der Presse wurden weiterhin Beweise veroffentlicht, die eine

Korruption der Veterinàrdienste belegt - von der Ebene der Zentrale,
bis hinunter zu den Veterinàràrzten, die ihnen obliegende
Aufsichtstàtigkeiten auf unzureichend qualifizierte Techniker

abwâlzten, zeigt sich die finanzielle und programmatische
Schwàche der staatlichen Aufsichtsbehôrde für sanitàre Angelegen-
heiten. Über die SchlieBung von Analyselaboratorien, oder die
Einführung von Fahrtkostenerstattungsgrenzen, die eine effektive
Kontrolle der zu beaufsichtigended Objekte beeintràchtigen,
wurde in zahlreichen Presse-, Radio- und Fernsehmeldungen
berichtet.

Schlussfolgerungen
Eine Gesundheitsgefàhrdung der Verbraucher ist in Polen

offensichtlich. Die Kontrolle der Lebensmittel und Tierfutterstoffe
auf die kanzero- und teratogenen Dioxine erfordert ein hohes MaB

an Wissen und die Anwendung kostspieliger Analysen in

akkreditierten Laboren. Anweisungen der Europàischen Union vom

Juli 2004 sehen die Einstellung der Milch-, Eier-, Fleisch- und
Fischproduktion vor für diejenigen Betriebe, die mit Dioxinen

verseuchte Produkte in Verkehr bringen, sowie die Vernichtung
oder entsprechende Verwertung solcher Produkte.

Die wechselnden polnischen Regierungen ignorieren aber bisher

die Krebsepidemie unter den Menschen in ihren besten Jahren.
Die Argumente des Verbands für den Schütz der Verbraucher-

gesundheit anderer unabhàngiger Nichtregierungs-Organisationen
werden nicht zur Kenntnis genommen, aber gleichzeitig werden

Handlungen verübt, die den ernsthaften Missbrauch demokratischer

Mechanismen bedeuten. Nach 100 Tagen nach dem EU-Beitritt

festigt sich ein Relikt des Kommunismus immer weiter- zynische
„Konsultationen” mit Angestellten regierungsnaher Verbraucher-
organisationen, statt eines offentlichen Dialogs.

Empfehlungen
Eine Revision des Sanitàtsgesetz und der Regelungen

seiner Vollstreckung ist notwendig. Diese Aufgabe obliegt
gemeinsam dem Koordinator der Strategie für die Lebensmittel-

sicherheit (dem Gesundheitsminister) und dem Vorsitzenden

der Arbeitsgruppe für Lebensmittelslcherheit (dem Flauptsanitàts-
inspektor).

Von der Europàischen Kommission ist zu fordern, dass aile

verfügbaren gesetzlichen und wirtschaftlichen Instrumente

eingesetzt werden, die zum Schütz der Verbraucher zu einer

unverzüglichen Qualitàtssicherung der Produkte auf dem

geforderten EU-Niveau führen.

Die in Konkurrenz zu den polnischen Lebensmittelproduzenten
stehenden Firmen werden bemüht sein, gesundheitsschàdliche
Kontaminationen der polnischen Produkte zu enthüllen. Die

Produzenten dieser zurzeit als billig und schmackhaft angesehenen
Lebensmittel sollten über das Rlslko und den unvermeidbaren

Image- und Umsatzverlust hingewiesen werden.

100 Tage nach dem Beitritt Polens in die Europàische Union

funktioniert noch kein Mechanismus, der die Sicherheit der
Lebensmittel nach den Vorgaben des gemeinsamen Marktes der

Europàischen Union garantiert. Die Inkompetenz der Sanitàrdienste

vertieft im Rahmen dieses Systems die Diskriminierung der

Verbraucher, die Lebensmitteiprodukte im Zollgebiet Polens
kaufen.

www.iucn-ce.org.pl/agenda2007/de/
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GMO

• In Polen vollzieht sich der Aufbau des Administrations- und

Laborsystems zur GMO-Überwachung und Kontrolle langsam,
wàhrend sich auf dem Markt nichgekennzeichnete Lebensmittei

befinden, die GMO enthalten.
• Unter dem Vorwand der Anpassung des polnischen Rechts an

die Gesetze und internationale Verpflichtungen werden jene
Regelungen eliminiert, die eine effektive Beteiligung der

Gesellschaft in Entscheidungsprozessen bezüglich der Umwelt

und der Gesundheit der Bürger ermôglichen.

In Polen gibt es keinen gewerblichen Anbau transgener
Pflanzen. Auf dem polnischen Markt befinden sich aber

Komponenten und Produkte, die GMO enthalten, und die aus

dem Ausland eingeführt werden. Nach dem EU-Beitritt Polens

wurde die Staatliche Aufsichtsbehôrde für sanitàre Angelegenheiten
zur Kontrolle dieser Produkte verpflichtet, die auch für ihre

Kennzeichnung befugt ist.
Im Beschlussregister des Hauptsanitàtsamts, gemàB dem

Artikel 13 Absatz 7 des Gesetzes über gesundheitliche
Bedingungen der Nahrungsmittel und Ernâhrung vom 11. Mai

2001 sind 58 Produkte aufgezàhlt: SojaeiweiB und Enzyme aus

den für die Lebensmittelindustrie bestimmten GMO-Organismen.
Das Register der GMO-Produkte enthàlt 38 Genehmigungen für

den Warenumsatz von GMO-Produkten, hauptsàchlich Sojaschrot.
Über 99% des importierten und sich im Warenumsatz befindenden

Sojaschrots haben die Unternehmer als genetisch modifizierte

Waren erklàrt.

Das Hauptinspektorat für Handelsqualitàt der Agrar-
und Lebensmittelprodukte stellte viele Fàlle rechtswidriger
Warenmarkierung fest. In 34 der kontrollierten Proben wurde

ein Mangel an Informationen über GMO-Gehalt auf den Etiketten

und Verpackungen der auf den Markt eingeführten Agrar- und

Lebensmittelprodukte festgestellt, und in 13 Proben waren diese

Informationen unvollstàndig Oder falsch. Die Anwesenheit von

GMO-Anteilen wurde in 24,8% der Produkte festgestellt; in 12,4
% der Fàlle überstieg der Gehalt der GMO-Komponenten 1% der

Masse. Darüber hinaus wurde die Anwesenheit genetisch
modifizierter Komponenten in drei Lebensmittelproben und in drei

Tiernahrungsmittelproben, die von den Unternehmern als GMO-frei

deklariert waren.
Die Môglichkeit der Markteinführung von genetisch modifizierten

Lebensmitteln regelt das Gesetz über gesundheitliche Bedingungen
der Nahrungsmittel und Ernâhrung vom 11. Mai 2001. Vor dem

Beitritt Polens zur Europâischen Union wurde aber keine Aufsicht

über derlei Produkte ausgeübt. Nach dem 1. Mai 2004 wurde eine

solche Aufsicht verpflichtend. Zurzeit sind in Polen drei

Referenzlabore vorhanden, die die auf unserem Markt vorhandenen

Produkte auf die Anwesenheit der transgenen Komponenten
prüfen. Das neueste wurde im August 2004 in Biatystok geôffnet.
Zwischen dem 1. Mai und dem 8. August hat es noch keine

Produkte geprüft, àhnlich wie das seit kurzem vorhandene Labor in

Poznan (Posen). Das Labor in Tarnobrzeg hat bis jetzt etwa 100

Proben analysiert, stellte aber keine Anwesenheit der GMO fest.

Der in diesem Kontext grundlegende Gesetzgebungsakt ist das
Gesetz über genetisch modifizierte Organismen (GMO) vom 22.

Juni 2001. Das Gesetz über GMO reguliert den grundsátzlichen
Teil der GMO-Angelegenheiten, es fehlen jedoch Regelungen
zur genetischen Modifikation des menschlichen Genoms. Bei

Fragen zu gentechnisch manipulierten Lebensmitteln und

pharmakologischen Mitteln werden die Gesetze über

gesundheitliche Bedingungen der Nahrungsmittel und Ernâhrung,
sowie über pharmakologische Mittel angewendet, sofern diese

nicht im Widerspruch zu Regelungen des erstgenannten Gesetzes

stehen.

Der im Juli 2004 vorgelegte Entwurf zur Ànderung des Gesetzes

über genetisch modifizierte Organismen sowie die in diesem

Kontext notwendige Anpassung einiger anderer Gesetze führt dazu,
dass eine Zusammenarbeit von Vertretern der Verbraucher- und

Umweltschutzorganisationen, mit Unternehmensvertretern
innerhalb einer Kommission für GMO-Angelegenheiten nicht

zustandekommen wird. Dies entzieht der Gesellschaft die

Môglichkeit, sich an den Entscheidungsprozessen zum EinfluB

der GMO auf die Umwelt und die Gesundheit der Menschen

effektiv zu beteiligen.
Im Juni 2004 war Polen einer der Staaten, die der Einfuhr des

von der amerikanischen Firma Monsanto genetisch modifizierten

Rapses in die EU nicht zugestimmt haben. Der Einführung des

genetisch modifizierten Maises der gleichen Firma stimmte Polen

zu gleicher Zeit aber zu.
Im August berichteten die Medien über die Entstehung der

ersten GMO-freien Zonen in Polen. Bauern aus der Gegend von

Stryszów in Kleinpolen und aus Gemeinde Chmielnik im

Karpatenvorland (Woiwodschaft Podkarpacie) hatten diese

Initiativen gestartet. Die GMO-freien Zonen sind freiwillige
Selbstverpflichtungen und haben zurzeit keine Rechtskraft.

Aufgrund fehlender rechtlicher Regelungen, die ôkologisch
wirtschaftende Landwirte vor Verunreinigungen ihrer

Ókoprodukte durch GMO schützen würden, ist diese freiwillige
Selbstverpflichtung zurzeit die einzige Methode, die Reinheit des

ôkologischen Anbaus zu sichern.

Empfehlungen
• Die FHáufigkeit der Kontrollen auf GMO in den auf unserem

Markt vorhandenen Produkten soil intensiviert werden.

Falschdeklarationen durch unehrliche Importeure und Hersteller

müssen geahndet werden.
• Handlungen, die der Gesellschaft die Môglichkeit einer

effektiven Beteiligung an Entscheidungsprozessen bezüglich der

Einfuhr der Produkte mit GMO-Komponenten entziehen,
müssen gestoppt werden.

• Polen soil entschieden gegen die Einführung neuer Produkte

mit GMO-Komponenten in den EU-Markt auftreten.
• Weil die Koexistenz der ôkologischen Landwirtschaft

und des GMO-Anbaus unmóglich ist, sollte Polen bei

Saatgut für eine GMO-Beimischungsgrenze von null Prozent

stimmen.
• Auf dem internationalen Forum sollte Polen existierende

Initiativen zur Erweiterung der Aarhus-Konvention auf die

Beteiligung der Gesellschaft an den Konsultationen über

genetisch modifizierte Organismen unterstützen.

• Die lokalen und regionalen Selbstverwaltungen, besonders in

Gebieten von hohem Naturwert,und in Entwicklungsraumen der

ôkologischen Landwirtschaft, sollten die Gründung von GMO-

freien Zonen aktiv fôrdern.
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Régionale und lokale Lebensmittelproduktion
Régionale und lokale Agrarerzeugnisse und Lebensmittel spielen

in vielen Lândern der EU eine zunehmend wichtigere Rolle für die

Regionalentwicklung. Régionale Produkte, deren Herkunft

garantiert werden kann, tragen zum Bild der Region bei. Die
Produkte werben dadurch sowohl für ihren Kauf, als auch für die

Besichtigung der Region. Zurzeit bemühen sich auch polnische
Herstel 1er von Regionalprodukten um die Registrierung und damit

den Schütz ihrer Produktnamen.

Die Bezeichnung Regionalprodukt gilt für solche Agrarprodukte
und Lebensmittel, die besondere Eigenschaften besitzen und

charakteristisch für das (geographisch genau definierte)

Erzeugungsgebiet sind. Régionale Produkte bringen damit die

natürlichen und menschlichen Faktoren zusammen. Ihre

Erzeugung oder Verarbeitung ist mit einem bestimmten Gebiet

verbunden. GemàB der Verordnung 2081/92/EWG (zum Schütz

von Geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen für

Agrarerzeugnisse und Lebensmittel) kônnen die lokalen Bezeichnungen
durch die Europàische Union geschützt werden. Zu ihnen werden

jene Agrar- und Lebensmittelprodukte gezàhlt, die im Annex I,
Art 38 der Rômischen Vertrâge spezifiziert sind. Der Sinn der

Verordnung 2081/92/EWG ist die Hervorhebung dieser Produkte

für die Verbraucher und die Garantie ihrer Herkunft, sowie die

Einführung rechtsgeschützter Bezeichnungen und Markenzeichen.

Dies sind:
• die geschützte Ursprungsbezeichnung (En: Protected

Designation of Origin - PDO),
• die geschützte geographische Angabe (En: Protected

Geographical Indications - PGI).

In Polen ist das Polnische Patentamt für die Bearbeitung der

Antràge auf Registrierung der geographischen Angabe und

Ursprungsbezeichnung zustàndig. Diese Vollmacht geht aus dem

Gesetz über Gewerblichen Rechtschutz aus dem Jahr 2000 hervor.

Eine andere Gruppe bilden die traditionellen Produkte, die nicht

unbedingt mit einer Region verbunden sind, aber die einen

besonderen, eben traditionellen Charakter haben. Die Bezeichnungen
dieser Produkte kônnen im Rahmen der EU geschützt werden,
gemàB der Verordnung 2082/92/EWG, die für diese Waren die

Bezeichnung „Garantierte traditionelle Spezialitat" (Traditional
Speciality Guaranteed - TSG) eingeführt hat. Nach den Vorgaben
des Gesetzes über die Handelsqualitat der Agrar- und Lebensmittel-

produkte ist das Ministerium für Landwirtschaft und làndliche

Entwicklung für die Erstbearbeitung solcher Antràge zustàndig.
Die Registrierung einer Bezeichnung nach den erwàhnten

Verordnungen ist ein wichtiges Schutzelement für die Hersteller

regionaler Produkte.
GemàB der geltenden Verordnung der EU (2081/92), erfolgt die

Kontrolle der Erzeugung, Verarbeitung und Vorbereitung der

regionalen Erzeugnisse auf Antrag des Herstellers. Indem der

Hersteller einen Registrierungsantrag vorlegt, ist er verpflichtet, den
vollen Ñamen der Institution anzugeben, die für die Kontrolle des

von ihm hergestellten Produktes verantwortlich ist.

Die Prüfung, ob das Produkt die in der Spezifikation bestimmten

Bedingungen erfüllt, obliegt in Polen dem Inspektorat für Handels-
qualitàt der Agrar- und Lebensmittelprodukte. Entsprechende

Gutachten kônnen aber auch von privaten Kontrollanstalten erstellt

werden, die nach PN-EN ISO 45011:2000 akkreditiert sind. Die

regionalen Produkte müssen die nationalen Standards für

Lebensmittelprodukte erfüllen, unterstehen also der amtlichen

Lebensmittelkontrolle.
Die gesetzlichen Regelungen in Polen unterscheiden sich von

den nach EU-Recht geltenden Lôsungen. Wichtig ist aber, dass mit
der Verabschiedung des Gesetzes über den Gewerblichen

Rechtschutz die Moglichkeit geschaffen wurde, die polnischen
regionalen Produkte auf dem EU-Markt zu schützen. Die

polnischen Rechtsakte unterscheiden sich noch von den EU-

Verordnungen 2081/92 und 2082/92, die seit 1992 den Schütz
der regionalen Produkte regeln. Am 30. Juli 2004 wurde die
Polnische Kammer des regionalen und lokalen Produktes

registriert, zu deren Aufgaben es gehôrt, die Schaffung neuer

Rechtslósungen zu unterstützen und bei der Schaffung eines

Landessystems zum Schütz regionaler, lokaler und traditioneller

Produkte mitzuwirken. Auf Landesebene wurden bisher fünf

Produkte registriert (Bundz, Bryndza [Brimsen], Zçtyca, Oscypek
und Redykotka), die nun auf die Registrierung nach genannten EU-

Verordnungen warten. Der eigentliche Prozess der Registrierung ist
nicht kostspielig, im Gegensatz zur Vorbereitung der entsprechend
ausführlichen Spezifikation, die zahlreiche Laboruntersuchungen
notwendig macht und oft mehrere Jahre dauert. Wenn die

Erzeugnisse einen entschieden lokalen Charakter haben und die

Produktion klein ist, steht der notwendige Registrierungsaufwand
daher nicht immer im Verhàltnis zum Ergebnis.

Um viele der urspmnglichen regionalen Produkte auf dem

polnischen Markt zu behalten, wàre die Einführung von

Sonderregelungen nützlich, die Abweichungen von den geltenden
Standards der Lebensmittel-Massenerzeugung zulassen.

Der Schütz der registrierten Bezeichnung erstreckt sich auf den

direkten oder indirekten Gebrauch für kommerzielle Zwecke, und

somitvor nicht-registrierten Konkurrenzprodukten. Die registrierte
Bezeichnung ist das Gut der Region und sollte den Bewohnern dieser

Region einen Nutzen bringen, den Verbrauchern hingegen eine

Garantie der Herkunft und der besonderen Qualitàt des Artikels geben.
Das Ziel muss die Schaffung solcher Lôsungen sein, die eine

Entwicklung der làndlichen Gebiete unterstützt, indem sie die

Strukturhilfeinstrumente der EU und die Erfahrung von Nichtregie-
rungs-Organisationen in der Erzeugung und Bewerbung regionaler
Produkte nutzen. Die Zahl der Projekte, die sich im Rahmen der

Aktivierung der làndlichen Gebiete der Erzeugung regionaler oder
lokaler Produkte widmen, ist überwàltigend groB. Die Nicht-

Regierungsorganisationen müssen die Chance bekommen, an der

Diskussion teilzunehmen, ihre Erfahrungen zu teilen, und dies in

die Ánderungen der Rechtslósungen einflieBen zu lassen.

Schlussfolgerungen
Das EU-Recht zum Schütz regionaler Produkte hilft, für die

Erzeugnisse der lokalen Gemeinschaften zu werben und erleichtert

ihren Verkauf in allen Làndern der Europàischen Union. Damit

ermóglicht es die Entwicklung und die Werbung mit dem

kulturellen Erbe der einzelnen Regionen. Wichtig ist, dass die

polnischen Rechtslósungen dem Erhalt und der Werbung unserer

regionalen Leckereien dienen werden, um sie vielen Verbrauchern

zugánglich zu machen.

Denken wir also daran, damit sie nicht vergessen werden!
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Die Massentierhaltung gefàhrdet den
Tierschutz und die Umwelt

Die Massentierhaltung von Schweinen, Legehennen,
Masthàhnchen und Pelztieren - ist ein System, in dem die Tiere in

unvorstellbaren Gedrànge gezüchtet werden, ohne Tageslicht und
frische Luft, in getrennten Boxen oder engen Kàfigen, in denen sie

sich nur sehr schwerlich bewegen kônnen. Der Làrm erreicht 90

Dezibel, die Luft ist erfüllt von giftigen Gasen: Ammoniak und

Schwefelwasserstoff. Die Sàue stehen in geschlossenen
Geburtsboxen auf Betonrosten ohne Streu und haben so wenig
Platz, dass sie nicht imstande sind sich umzudrehen. Die

Massentierhaltung und die Schlachtungsmethoden verursachen

landesweit massenhaftes Leiden von Hunderten Millionen Tieren.

Die Enge und der Stress setzen die Immunitât gegen Krankheiten

herab, weshalb vorbeugend enorme Mengen von Antibiotika

systematisch dem Futter beigemischt werden.

Tierschutzorganisationen beobachten eine Zunahme derartiger
tierschutzrechtlich bedenklicher Handlungen in der Staatspolitik.
Das Ministerium fur Landwirtschaft und lândliche Entwicklung
erlaubte die Entwicklung groBer Massentierhaltungsbetriebe in

Polen, die zurzeit aus anderen Làndern übertragen werden

(Schweinefarmen aus den Vereinigten Staaten und Danemark,
Nerzfarmen aus GroBbritannien und Holland); die in der

Europàischen Union abgeschafften Kàfigbatterien für Hühner

wurden noch unmittelbar vor dem EU-Beitritt in Polen wieder

aufgebaut.
Die Nutztiere und die Umwelt in Polen stehen dieser Invasion

schutzlos gegenüber. Polen ist das einzige Land der Europàischen
Union, deren Veterinàrinspektion keinen Spezialisten besitzt, der

ausschlieBlich für den Tierschutz verantwortlich ist. In den

gemeldeten Fallen der Verletzung des Tierschutzrechtes vertrat die

Polnische Veterinàrinspektion immer die Interessen der Eigentümer
der groBen Farmen und Schlachthofe, besonders des

auslàndischen Kapitals. Als Beispiel mag der Fall des italienischen

Schlachthofes in Rawicz dienen, wo Pferde systematisch
misshandelt wurden.

Die erwàhnten Tatsachen zeigen auf, dass mit drastischer

Einschrànkung der Befugnisse der humanitàren Organisationen in

Polen auch der Rang der Veterinàrinspektion und des

Umweltschutzes herabgesetzt wird. Dass die neuen Riesenfarmen

der Massentierhaltung nicht bei dieser Inspektion angemeldet
werden ist zu einer Regel geworden, die zur ungestraften Meidung
jeglicher Tierschutz- und Umweltrechtlichen Kontrolle führt.

Bei der Umweltgefàhrdung aufgrund der Massentierhaltung sind

in der Europàischen Union deutliche Tendenzen sichtbar

geworden, die Agrarpolitik zu reformieren und sie an die neuen

Anforderungen des Umweltschutzes anzupassen (Nitratrichtlinie,
Wasserrahmenrichtlinie). Die neue Politik zielt auf die allmàhliche

strukturelle Verànderung der Zuschüsse für Agrarprodukthersteller
- direkte Produktionsbeihilfen werden durch Zahlungen für

umweltfreundliche Aktivitàten abgelôst.
Dass es zugelassen wird, intensive Massentierhaltung nach

Polen zu verlegen, steht im Widerspruch zur staatspolltischen
Aufgabe Polens, sich auf die môglichst grôBte Absorption von EU-

Mitteln vorzubereiten, die Landwirtschaft umweltfreundlich

machen sollen. Unabhàngig von geltenden Rechtsvorschriften,

weckt die gàngige Entsorgung der Exkremente der Schweine,
insbesondere bei einstreuloser Haltung, ernsthafte Zweifel aufgrund
der unausgeglichenen chemischen Zusammensetzung und

spezifischen Einwirkung auf die Umwelt. Die Verwendung dieser

Exkremente als Düngemittel führt zur Verseuchung des Grund- und

Tiefengrundwassers, sowie zur Bodendegradierung, besonders bei

Bodentrockenheit, die in vielen Regionen Polens schmerzhaft

spürbar ist. Ihre breite Anwendung steht im Widerspruch mit dem

Inhalt und dem Geist der Deklaration über den Schütz der

maritimen Umwelt des Ostsee-Gebietes (Helsinki Konvention), die
auch von Polen unterzeichnet wurde. Die weiteren Folgen der

Produktionskonzentration sind in Polen: Unstabilitât auf dem

Schweine-Markt, abnehmende Gewinne der individuellen Bauern,

Gefàhrdung der Entwicklung der Agrartourlstik, Verletzung des

Interesses der Fischproduzenten, sogar die Insolvenz benachbarter

Bauernhôfe und gezielter Aufkauf des Lands durch Intensivhaltung
betreibende Firmen. Solch eine Wirtschaftsführung führt zu keiner

nachhaltigen Wirtschafts- und Sozialentwicklung.
Ein weiteres Argument gegen die Konzentration und

Intensivierung der Tierhaltung ist die Notwendigkeit seitens Polens,
die Umsetzung der Konvention der Vereinten Nationen über die

Bekàmpfung der Bodenverwüstung und Dürre zu leisten,
insbesondere des Annexes V dieser Konvention (für Zentral- und

Osteuropa). Die Einführung der Beschlüsse dieser Konvention ist

vor allem mit der Reform der Politik zu Fragen des Bodenschutzes

und der Erde im Allgemeinen verbunden, sowie mit der Einführung
der Beschlüsse der EU-Wasserrahmenrichtlinie. Es müssen die

Problème der Bewirtschaftung von Abfàllen, Klàrschlamm und

künstllchen Düngemitteln auf groBen Agrarbetrieben geklàrt
werden. Weiterhin müssen Hinweise gegeben werden im Bezug
auf die gleichmàBige Verteilung des Viehbestandes im ganzen

Land, nach Regeln der nachhaltigen Entwicklung und Elnhaltung
der gesunden Proportionen des Viehbestandes und der Schweine.

Nôtig ist auch die Lôsung der Frage der Bestandkonzentration, z.B.

der wachsenden Herden in groBen spezialisierten Agrarfabriken,
bei gleichzeitiger Senkung des Tierbestandes in anderen Betrieben.

Das Umsetzungsprogramm sollte die Einführung des ôkologischen
Anbaus und des Gattungsschutzes von Tieren und Pflanzen

empfehlen.

Angesichts der angesagten Okologisierung der Gemeinsamen

Agrarpolitik der EU, sollten die Ressorts für Landwirtschaft und

Umwelt die staatlichen Gesetze in den Bereichen nicht

liberalisieren, die Anforderungen des umweltfreundlichen Anbaus

und des Tierschutzes regeln. Andernfalls würden Entwicklungen
gegen die Okologisierung der Landwirtschaft und damit gegen die

môgliche Nutzung der EU-Mittel durch die Bauern in Gang gesetzt,
mit absehbaren Folgen - einer Verarmung der Bewohner der

làndlichen Gebiete und einem nicht unerheblichen negativen
Einfluss auf das soziale Potential für den Umweltschutz.

Empfehlungen
In den kommenden 100 Tagen muss die Stellungnahme des

Umweltministeriums zur Frage der intensiven Schweinehaltung
deutliche Klàrung bringen - unter Berücksichtigung der schàrfer

gewordenen Gesetze zum Schütz der landwirtschaftlich genutzten
Umwelt in der Europàischen Union (Nitratrichtlinie, Wasser-

rahmenrichtlinie sowie das Strategiepapier der Europàischen
Kommission zum Bodenschutz der Europàischen Union - Towards
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a Thematic Strategy for Soil Protection). Gleichzeitig soilte

das Ministerium für Landwirtschaft und làndliche Entwicklung
einen Spezialisten, Oder besser eine Gruppe von Spezialisten,
für Tierschutzfragen in der Polnischen Veterinarinspektion
benennen.

Noch im Laufe dieses Jahres soilte eine Arbeitsgruppe im

Umweltministerium einberufen werden, die sich mit den moglichen
Gefahren der Massentierhaltung auseinandersetzt. In diese

Arbeitsgruppe sollten, auBer den Vertretern des Ministeriums,

Spezialisten okologischer Nichtregierungs-Organisationen und der

Landwirtschaftskammern gehôren, sowie Mediziner und Vertreter

der Selbstverwaltung.
In den kommenden 2 bis 3 Jahren soilte Polen ein Umwelt-

-Monitoringsystem schaffen, das besonders verfolgt, welche
Gefahren für die Qualitât des Trinkwassers und des Ostseewassers

von den Exkrementen aus Massentierhaltungsbetrieben ausgehen.
Es ist zu erwàgen, ob hierzu Mittel aus den Strukturfonds

bereitgestellt werden konnen.

Wie geht es weiter?
Die ôkologischen Nichtregierungsorganisationen erwarten von der Polnischen Regierung und den

Institutionen der Europàischen Union eine Intensivierung der bisherigen Kooperation- die
Erweiterung der Zusammenarbeit mit den Nichtregierungsorganisationen, eine Verbesserung der

Informationspolitik sowie eine Fortentwicklung des formellen Konsultationssystems. Gleichzeitig
bieten sie eine Zusammenarbeit an und schlagen vor, ein gemeinsames Netz aufzubauen, zur

Schaffung eines gemeinschaftlichen Monitoringausschusses und óffentlichen Komitees für

Konsultationen.
Die in den Bereichen Landwirtschaft, Ókologie und Verbraucherschutz aktiven Nichtregierungs-
Organisationen sind der Meinung, dass Angelegenheiten, die vor dem EU-Beitritt Polens unzure-

ichend vorbereitet waren, so schnell wie moglich korrigiert werden sollen. Gleichzeitig unterstrei-

chen sie: alien liegt daran, dass die làndlichen Gebiete attraktive Lebens-, Arbeits- und

Erholungsraume werden. Deswegen sind alie dazu aufgerufen- Regierung, Nichtregierungs-
organisationen und die Gesellschaft - das Moglichste zu tun, damit die Entwicklung der

làndlichen Gebiete in Polen nachhaltig wird - im Interesse der Bauern, für Natur- und
Landschaftswert der polnischen làndlichen Gebiete und für die Gesundheit der Verbraucher.

Damit sie ein gutes Beispiel der multifunktionalen Landwirtschaft in der EU werden konnen.

www.iucn-ce.org.pl/agenda2007/de/
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